
Angesichts der aktuellen Krisen mag dieser 
Befund wohl viele überraschen, aber: Der 
Wohlstand auf der Welt ist seit 1995 deutlich 
gestiegen. Vor allem die enorme Entwick-
lung in Asien hat dazu geführt, dass innert 
der letzten 20 Jahre über eine Milliarde 
Menschen der extremen Armut entfliehen 
konnten. Heute leben weltweit noch etwa 
700 Millionen Menschen unterhalb dieser 
Armutsschwelle (1.90 $ pro Tag, kaufkraftbe-
reinigt, zu Preisen von 2011; Weltbank 2016: 
32). Das sind weniger als 10% der Bevölke-
rung. 1995 waren es noch 32%.|1  In Asien ist 
der Anteil der «extremen Armen» von 42% 
auf 10% gesunken.|1 Innerhalb Asiens wurde 
diese Entwicklung vor allem von den beiden 

Riesen Indien und China getragen. In Indien 
hat sich die Armutsquote von 45% auf unter 
15% reduziert, in China gar von knapp 50% 
auf unter 5%.|1 Da Asien mit 4,4 Milliarden 
Einwohnern weit mehr als die Hälfte der 
globalen Bevölkerung stellt, wird die globale 
Einkommensverteilung von diesen Verände-
rungen dominiert. 

Weniger gross waren die Fortschritte bis-
her in Afrika|2. Aufgrund des dort weiterhin 
hohen Bevölkerungswachstums hat sich die 
absolute Zahl der in extremer Armut Leben-
den seit 1995 sogar weiter erhöht (von 340 
auf 380 Millionen). Prozentual gesehen hat 
aber auch in Afrika die Armut deutlich abge-
nommen (von 58% auf 40%).|1 

Globale Ungleichheit sinkt

Die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts war 
durch eine bimodale weltweite Einkom-
mensverteilung geprägt: Auf der einen (in 
der Grafik rechten) Seite gab es einen klei-
nen Berg, der sich aus den Einkommen der 
Industrieländer aufschichtete, auf der an-
deren – unterhalb der Armutsgrenze – ei-
nen deutlich höheren, resultierend aus den 
Einkommen der Entwicklungsländer. Diese 
Berge sind 2015 zusammengewachsen. Vom 
Entstehen einer globalen Mittelschicht zu 
sprechen, wäre trotzdem irreführend. Nach 
wie vor muss ein Chinese in seinem Land 
zu den Reichsten gehören, um punkto Kauf-
kraft mit einer Person aus der europäischen 
Mittelschicht gleichzuziehen. 

Reiche arme Schweizer

Für die Schweiz ist es genau umgekehrt: Hier 
reicht schon ein Platz in der Mittelschicht, 
um weltweit (immer bezogen auf die Kauf-
kraft, also korrigiert um das hohe Preisniveau 
in der Schweiz!) zu den reichsten zu gehören. 
Konkret: Der Medianeinkommensbezüger 
gehört weltweit zu den reichsten 5%, jener 
an der Grenze zum obersten Einkommens-
dezil sogar zum reichsten Prozent. Auch eine 
Person im untersten Zwanzigstel der Schwei-
zerischen Einkommensverteilung hat eine 
grössere Kaufkraft als vier Fünftel der Welt-
bevölkerung. 

Natürlich dürfte es für eine in der 
Schweiz wohnhafte Person, die hier gemäss 
SKOS-Richtlinien als arm gilt, wenig tröst-
lich sein, wenn man ihr sagt, dass sie sich 
punkto Wohlstand immer noch im obers-
ten Fünftel der Weltbevölkerung einordne – 
denn in Bezug auf die Lebenszufriedenheit 
spielt der Status innerhalb eines Landes eine 
grössere Rolle als der Lebensstandard, den 
dieses Land zu bieten hat. Trotzdem ist das 
Bewusstsein über diese Position der Schweiz 
wichtig, denn sie ist nicht gottgegeben. In 
erster Linie eine möglichst faire Verteilung 
des schweizerischen Reichtums anzustre-
ben (was auch immer fair heisst; oft werden 
«fairer» und «gleicher» als Synonyme ver-
wendet), kann und wird deshalb langfristig 
dem Lebensstandard selbst der Armen we-
niger dienlich sein als eine Politik, die gene-
rell zu einem höheren Pro-Kopf -Wachstum 
beiträgt.

Text: Lukas Rühli

Wohlstand und 
Umverteilung
Dank dem Aufstieg Asiens ist die globale 
Einkommensverteilung gleicher geworden. In 
der Schweiz geboren zu sein, ist aber immer 
noch Garant dafür, weltweit punkto Kaufkraft 
zum obersten Fünftel zu gehören.
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Pro-Kopf-Einkommen in USD pro Tag (inflationsbereinigt, Kaufkraftparität, zu Preisen von 2011) Q
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Globale Einkommen: Deutliche Zunahme von Wohlstand und Gleichheit
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Eher niedrige Steuerprogression

pro Erwachsenem und Monat, 2013

Abgabelast höher als gedacht
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Belastung in % des Primäreinkommens, 2013

Geringe Einkommensungleichheit
Gini-Koeffizient:|3

    Primäreinkommen
    Verfügbares Einkommen

Schweiz Schweden

Frankreich

Deutschland USA

unterste 20% unterste
20–40%

unterste
40–60%

unterste
60–80%

oberste 20%

Einkommensklassen (gemäss Primäreinkommen)

Kapitalsteuern
übrige indirekte Steuern
Mehrwertsteuer
Direkte Steuern
Krankenkassenprämien (abzügl. Prämienverbilligung)
Sozialversicherungsbeiträge (Arbeitnehmer + Arbeitgeber)

0,37

0,45

0,26

0,37

0,41

0,28

0,30

0,42

0,34

0,29

Nettonational-
einkommen
vor Steuern

CHF 6428.–
(100%)

* inkl. sämtlicher
  Zwangsabgaben
  (BVG, Arbeitgeberbeiträge,
  KK, UV)

Frei verfügbares
Einkommen

CHF 4761.– (74,1%)

Staatliche
Leistungen

CHF 1667.– (25,9%)
(Schulen, Verkehr, usw.)

(Renten und Geldleistungen)
Transfers

CHF 1569.– (24,4%)

Einkommen
nach Steuern

CHF 3231.– (50,3%)

Steuern

CHF 1419.– (22,1%)

Sozialver-
sicherungen*

CHF 1779.– (27,7%)

Zwischen Last und Leis-
tung – Ein Steuerkompass 
für die Schweiz, 2013 

avenir -suisse.ch/30875

Verteilung – Ein Avenir 
Spezial zu einer zuneh-
mend hitzigen Debatte. 
2013 

avenir -suisse.ch/29105

Der strapazierte Mit-
telstand – Zwischen 
Ambition, Anspruch und 
Ernüchterung, 2012 

avenir -suisse.ch/22412

STEUERSYSTEM

Viel Umver- 
teilung, wenig 
Wirkung
Viele Schweizer sind davon überzeugt, dass 
sie in einem Tiefsteuerland leben. In der Tat 
liegt die Fiskalquote der Schweiz gemäss 
OECD-Statistik mit 26,6% (2014) deutlich 
unter dem Durchschnitt. Die Schweiz schnei-
det in dieser Statistik allerdings nur deshalb 
so gut ab, weil die Abgaben für die berufli-
che Vorsorge, die obligatorische Krankenver-
sicherung und die Unfallversicherung nicht 
einberechnet werden. Diese Abgaben sind 
aber allesamt Zwangsabgaben; in anderen 
Ländern werden die entsprechenden Leis-
tungen mit Steuereinnahmen finanziert.	

Die Schweiz ist kein Steuerparadies 

Eine umfassende Berechnung aller Abgaben 
zeigt, dass die Schweiz kein Steuerparadies 
ist. Ausgangspunkt dieser Analyse ist das 
Nettonationaleinkommen. Es umfasst Löh-
ne, Gewinne und sämtliche Sozialabgaben 
– auch jene, die vom Arbeitgeber bezahlt 
werden und die für den Arbeitnehmer einen 
unsichtbaren Lohnbestandteil darstellen. 

Pro Kopf erwirtschaftete die in der Schweiz 
wohnhafte, erwachsene Bevölkerung im Jahr 
2013 pro Monat 6428 Fr. 

Davon floss ca. die Hälfte (3197 Fr.) als 
Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge in 
die Kassen von Bund, Kantonen, Gemein-
den und Sozialversicherungsanstalten. Die 
Belastung fällt damit deutlich höher aus, als 
die OECD-Statistik suggeriert. Besonders 
hervorzuheben ist, dass in der Schweiz die 
reinen Steuern mit 1600 Fr. weniger als die 
Hälfte dieser Abgaben ausmachen. Anders 
gesagt: Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
mittlerweile wichtiger als die Steuern. Da-
mit lässt sich die beträchtliche Differenz zur 
Abgabenlast in der OECD-Statistik erklären. 
Nimmt man diese umfassendere Berech-
nung als Referenzwert, unterscheidet sich 
die Schweiz kaum noch von anderen zentra-
leuropäischen Ländern. Was uns von ihnen 
abhebt, ist der föderalistische Wettbewerb: Er 
sichert Disziplinierung des Staates (als Pro-
duzent staatlicher Dienstleistungen) durch 
seinen «Kunden», den Bürger. 

Umverteilung zu wenig gezielt

Entgegen oft gehörter Meinungen sind die 
Einkommensunterschiede vor Steuern und 
Abgaben in der Schweiz relativ gering. Mit 
einem Gini-Koeffizienten|3 der Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter von 0,34 ist die 
Schweiz nach Südkorea das Land mit der 
gleichmässigsten Einkommensverteilung – 
der OECD-Durchschnitt liegt bei 0,41. Aus 
dieser gleichmässigen Einkommensvertei-
lung folgt ein geringerer Umverteilungsbe-

darf als in anderen Ländern. Die Progressi-
on des Schweizer Steuersystems ist deshalb 
nicht sehr ausgeprägt.

Wie passen die hohe Abgabenlast und 
die eher schwache Progression zusammen? 
Herr und Frau Schweizer zahlen zwar einen 
hohe Beträge an Steuern, Sozialversiche-
rungsbeiträgen und Zwangsabgaben, erhal-
ten aber einen grossen Teil davon in Form 
von Geldleistungen wieder zurück. Ein gros-
ser Teil der Umverteilung erfolgt also nicht 
zwischen Arm und Reich, sondern innerhalb 
des Mittelstands oder gar zwischen densel-
ben Haushalten. Ein solches System, bei dem 
fast alle zahlen und fast alle bekommen, setzt 
unweigerlich Fehlanreize, weil die individu-
elle und gesellschaftliche Verantwortung aus-
einanderdriften. 

Der Mittelstand ist in der Schweiz deut-
lich weniger stark unter Druck als in anderen 
Ländern – und doch fühlt er sich bedrängt. 
Das mag daran liegen, dass er (aufgrund 
der geringen Steuerprogression) zwar ei-
nen wesentlichen Teil zur Finanzierung der 
staatlichen Leistungen beiträgt, aber deut-
lich weniger als die Unterschicht von diesen 
profitiert. Eine gezieltere Umverteilung, die 
weniger aus der rechten Hosentasche nimmt, 
nur um es daraufhin in die linke zu stecken, 
ergäbe ein effizienteres Steuer- und Transfer-
system. MS
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Steuern und Sozialversicherungsabgaben ma-
chen ziemlich genau 50% des Schweizer Net-
tonationaleinkommens aus. Mit ihnen werden 
staatliche Leistungen (z.B. Bildung, Verkehr, 
Sicherheit) und Transfers finanziert. Die staat-
lichen Leistungen kommen den Reichen ebenso 
zu gute wie den Armen (staatlich garantierte 
Sicherheit hat z.B. für eine reiche Person sogar 
einen höheren Wert als für eine arme), und auch 
die Transfers werden bei weitem nicht nur an 
die Armen ausgeschüttet. Die Abgabeseite ist 
nur leicht progressiv ausgestaltet. Am stärksten 
progressiv (höhere Abgabequoten mit steigen-
dem Einkommen) sind die Sozialversicherungs-
beiträge. Die insgesamt schwache Progression 
kann sich die Schweiz «leisten», weil die Sche-
re bei den Primäreinkommen nicht sehr weit 
geöffnet ist.



GESELLSCHAFT

Wohlstand senkt 
Risikoakzeptanz
Die Bereitschaft zum Risiko sinkt in Gesellschaften mit hohem 
Wohlstand. Vermutlich ist das weniger eine Frage der Präferen-
zen als eine Frage der Ergebnisse: Ein normaler Lebenslauf in 
geordneten Bahnen genügt, um ein Leben mit vielen Annehm-
lichkeiten zu führen; wer wagt, kann – zumindest gefühlt – 
einiges verlieren, aber nicht sehr viel gewinnen. Während in 
den USA wenigstens eine «Trial and Error»-Kultur herrscht, 
erntet, wer in der zur Bescheidenheit neigenden Schweiz wagt 
und scheitert, nicht selten Häme (und, wer gewinnt, ebenso oft 
Argwohn). 

Problematisch wird die Sache, wenn in Vergessenheit gerät, 
wie Wohlstand überhaupt entsteht. Paradebeispiel aus jüngster 
Zeit war die Diskussion um die Einführung eines bedingungs-
losen Grundeinkommens. Die Befürworter kokettierten offen 
damit, das Grundeinkommen koste nichts, denn das Geld da-
für sei ohnehin vorhanden. Die Frage sei einzig, wie man es am 
besten verteile. Es ist kein Zufall, dass eine solche Idee gerade 
in der Schweiz, wo Wohlstand seit Jahrzehnten als Selbstver-
ständlichkeit wahrgenommen wird, Anhänger findet. 

 
Verzerrte Risikowahrnehmung

Die Symptome einer Null-Risiko-Gesellschaft zeigen sich heu-
te schon bei der Erziehung. Eltern fahren ihre Kinder z.B. zu-

nehmend mit dem Auto zur Schule, statt ih-
nen die alleinige Bewältigung des Schulwegs 
zu Fuss zuzumuten. Spielt der Nachwuchs 
unbeaufsichtigt im Wald, sitzen seine Eltern 
sofort auf der (sprichwörtlichen) Anklage-
bank, sollte ihm dabei etwas zustossen. Das 
frühe Erlernen von Selbstverantwortung und 
das eigenständige Ausloten von Risiken wer-
den so erschwert. 

Das Vorsichtsprinzip besagt, eine Hand-
lung sei zu unterlassen, solange deren Risi-
ken nicht restlos geklärt sind. Selbstredend 
ist es schwierig, die Risiken einer Handlung 
restlos zu klären, ohne die Handlung zuzu-
lassen. Schuld an der Verbreitung des Vor-
sichtsprinzips in Gesellschaft und Politik ist 
aber nicht einmal so sehr die Risikoaversion 
als solche, sondern eine verzerrte Wahrneh-
mung der Risiken:
_	In einer Umfrage in Deutschland (Rosling 

2014) schätzte über die Hälfte aller Be-
fragten, die weltweite jährliche Zahl der 
Todesopfer von Naturkatastrophen habe 
sich in den letzten 50 Jahren mehr als ver-
doppelt: In Wirklichkeit hat sie sich (trotz 
Bevölkerungszunahme) mehr als halbiert. 

_	Aktuell ist der Terrorismus in aller Munde. 
Das grosse Problem des Terrorismus ist aber 
nicht die Gefährdung von Leib und Leben. 
Die Häufigkeit von Terroranschlägen hat 
in den letzten Jahrzehnten sowohl in Eu-
ropa als auch in der Schweiz abgenommen, 
ebenso ist die Zahl der Todesopfer gesun-
ken (siehe Grafik).|4 Jährlich werden mehr 
Menschen vom Blitz erschlagen. Die Om-
nipräsenz von Terrornachrichten in den 

Medien verursacht aber eine latente Angst, 
die die Bereitschaft erhöht, viel Freiheit zu 
opfern, um ein Stückchen (vermeintliche) 
Sicherheit zu gewinnen. Das ist die wahre 
Gefahr des Terrorismus. 

_	Die Prozedere für Medikamentenzulassun-
gen sind in den letzten Jahrzehnten ausge-
feilter und leider auch länger geworden. 
Grund sind Todesfälle bei zugelassenen 
Medikamenten, die leicht zu grossem Me-
dienecho führen. Die wenigen Todesfälle, 
die ein sorgfältigerer Zulassungsprozess 
verhindern kann, stehen in keinem Ver-
hältnis zu den vielen – medial natürlich 
nicht wahrgenommenen – Todesfällen, die 
eine verspätete Zulassung eines wirksamen 
Medikaments zur Folge hat.

Die Rolle der Politik

Die Politik ist solchen verzerrten Wahrneh-
mungen ausgeliefert und gewisse politische 
Gruppierungen scheinen sie teilweise sogar 
dankbar zu bewirtschaften. Tritt ein gewis-
ses Restrisiko ein und wird es medial aufge-
bauscht, können sich Politiker Untätigkeit 
meist nicht leisten. Es müssen Lösungen her, 
so spezifisch dieses Restrisiko auch gewesen 
sein mag. Das Resultat sind Regulierungen, 
die im besten Fall kaum etwas nützen und 
kaum etwas kosten, im schlechteren Fall aber 
sehr wohl etwas kosten, und trotzdem nichts 
nützen – weil nämlich selten ein Worst-Ca-
se-Szenario zweimal auf dieselbe Art eintritt. 
Die Akzeptanz der Restrisiken, die das Leben 
so mit sich bringt, ist unverzichtbar für eine 
liberale Gesellschaft. LR
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Niederlande

Dänemark
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Norwegen

Schweden

Japan

USA

Taiwan

Irland

Frankreich

Kanada

Australien

Jährliche Pro-Kopf-Ausgaben für freiwillige Versicherungen (2013, in USD)
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Die höchsten Versicherungsausgaben

Ein Jahr Marktreife-Verzögerung bei Krebsmedikamenten aufgrund
restriktiverer Praxis bei der Testzulassung führt (bezogen auf die Schweiz) zu:

Gewinn Lebensjahre durch 
Vermeidung Todesfälle in
der Testphase aufgrund
von Nebenwirkungen: 

Verlust Lebensjahre 
durch verhinderte
Behandlung: 
 

Vorsichtsprinzip kostet Menschenleben
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Todesfälle durch Terrorattacken rückläufig

0

Zahl der befragten Personen|7 in %

20 40 60

mehr als verdoppelt

ungefähr gleich geblieben

mehr als halbiert
(korrekte Antwort)

Was glauben Sie, wie hat sich die Zahl der jährlich von Naturkatastrophen geforderten Todesopfer seit 1970 verändert?

Falsche Wahrnehmung der Katastrophengefahr

Fälle
Tote
Verletzte

Terroranschläge

Leben
Schaden

16

5500

Im Jahr 2014 gaben die Schweizer – ohne AHV, BVG und den obligatori-
schen Teil der KV – 34,2 Mrd. Fr. für Versicherungen aus (SVV 2016: 12f). 
Pro Kopf sind sie damit deutlich Versicherungsweltmeister. Dass die Aus-
zahlungen der Versicherungen im selben Jahr nur 25,2 Mrd. Fr.|6 betrugen, 
lässt auf eine hohe Risikoaversion schliessen. Problematischer als diese 
ist aber die selektive bzw. asymmetrische Wahrnehmung von Risiken. So 
ist es angesichts der umfangreichen Medienberichterstattung kaum zu 
glauben, dass Europa während der letzten zehn Jahre weniger Terroropfer 
zu beklagen hatte als in den 1990er-Jahren.



Ansätze zur Begrenzung 
des Wachstums der 
Gesundheitskosten, in: 
Ideen für die Schweiz – 44 
Chancen, die Zukunft zu 
gewinnen, 2013 
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GESUNDHEITSWESEN

Zementierte 
Konstruktions-
mängel der Kran-
kenversicherung
Im Dezember 1994 ebnete das Volk in einer 
Referendumsabstimmung den Weg für die 
damals längst überfällige Reform der aus 
dem frühen 20. Jahrhundert stammenden 
gesetzlichen Grundlagen der Krankenversi-
cherung. Das neue Krankenversicherungsge-
setz (KVG) sollte den Leistungswettbewerb 
ankurbeln und zur Eindämmung der Koste-
nexplosion im Gesundheitswesen beitragen. 
Der Anteil der Gesundheitsausgaben am 
Bruttoinlandprodukt war seit 1960 von 3,3% 
auf fast 9% gestiegen. 

Das 1996 eingeführte Gesetz orientiert 
sich – mit Einschränkungen – an den Prin-
zipien des «regulierten Wettbewerbs» im 
Gesundheitswesen. So brachte es etwa die 
Möglichkeit des Kassenwechsels ohne finan-
zielle Einbussen («Freizügigkeit») und die 
Schaffung von Versicherungsmöglichkeiten 
mit Prämienrabatten bei eingeschränkter 
Wahl der Leistungserbringer. Auch das Ver-
sicherungsobligatorium und das System der 
Prämienverbilligungen zur gezielten Entlas-

tung der wirtschaftlich Schwachen wurden 
mit dem KVG eingeführt. 

 
Diagnose «gut, aber teuer» 

20 Jahre später ist klar, dass sich die in das 
KVG gesetzten Erwartungen mehrheitlich 
nicht erfüllt haben. Gewiss bietet die Schweiz 
eine insgesamt hochwertige Gesundheitsver-
sorgung mit garantiertem Zugang für alle 
Einwohner. Allerdings steigen die Gesund-
heitskosten fast jedes Jahr stärker als das BIP. 
Die Prämien sind den Löhnen als Folge der 
Kostenentwicklung im ambulanten Sektor 
davongeeilt, und die Aufwendungen für die 
aus den allgemeinen Staatsmitteln alimen-
tierten Prämienverbilligungen haben sich 
mehr als verdoppelt. Andere Industrieländer 
geben weit weniger für die Gesundheitsver-
sorgung aus, weisen aber eine ähnlich hohe 
Lebenserwartung auf. Die Diagnose liegt 
nahe, dass sich die Schweiz den Luxus eines 
ineffizienten, weil unnötig teuren Gesund-
heitswesens leistet. 

Natürlich ist der Anstieg der Gesund-
heitskosten teilweise mit dem medizinischen 
Fortschritt und mit einer gesellschaftlichen 
Präferenz für eine hochstehende Gesund-
heitsversorgung zu erklären. Daneben spie-
len aber auch institutionelle Faktoren eine 
Rolle. Das KVG weist einige schwerwiegende 
Konstruktionsmängel auf, die einen effek-
tiven Leistungswettbewerb verhindern. Zu 
nennen ist etwa das marktfremde Element 
des Kontrahierungszwangs, das die Versiche-
rer ihrer Verhandlungsmacht gegenüber den 
Leistungserbringern beraubt. Gleichzeitig 

belohnt die Einzelleistungsvergütung die 
Mengenausweitung anstelle der sorgfältigen 
Abwägung von Kosten und Nutzen einer 
Behandlung. Im stationären Bereich hemmt 
die Mehrfachrolle der Kantone als Planer, 
Finanzierer, Eigentümer und Regulatoren 
der Spitäler die Strukturbereinigung. Hier 
funktioniert die Corporate Governance ein-
deutig nicht. Die föderalistisch verzettelte 
Spitallandschaft mit vielen sehr kleinen Spi-
tälern ist nicht nur teuer, sondern angesichts 
kleiner Fallzahlen bei komplexen Eingriffen 
auch unter Qualitätserwägungen problema-
tisch.

Reformstau könnte alles aufs Spiel setzen

Die Politik hat bisher die Bereitschaft ver-
missen lassen, die systemfremden, schon 
lange bekannten Wettbewerbshemmnisse 
des KVG an der Wurzel anzugehen und sich 
stattdessen auf wenig wirksame Symptom-
bekämpfung – Zulassungsbeschränkungen, 
Senkungen der Medikamentenpreise etc. – 
beschränkt. Auch deshalb schwelt die vom 
Stimmvolk mehrfach abgelehnte, auf ein 
planwirtschaftliches Gesundheitswesen ab-
zielende Idee einer Einheitskasse hartnäckig 
weiter. Je stärker die Kosten und die Umver-
teilung zunehmen, desto eher könnte die 
Stimmung im Volk einst kippen. Diese Ent-
wicklung gilt es im Sinne einer liberalen, auf 
Angebotsvielfalt und Wahlmöglichkeiten 
beruhenden Gesundheitsversorgung zu ver- 
hindern. Ohne mutige Reformen zur Stär-
kung des Leistungswettbewerbs wird es nicht 
gehen. DH
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Luxuriöse Ausstattung Kleine Spitäler, tiefe Fallzahlen

Hohe Lebenserwartung, sehr hohe Gesundheitsausgaben
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Übung und Erfahrung sind bei komple-
xen medizinischen Eingriffen wichtige 
Erfolgskriterien. Ein prägnantes Beispiel 
sind Bauchspeicheldrüsen-Operationen: 
Gemäss einer amerikanischen Studie 
liegt das mit solchen Eingriffen verbun-
dene Mortalitätsrisiko in Spitälern, die 
jährlich mehr als 16 solcher Eingriffe 
vornehmen, unter 4 Prozent. In Spitälern 
mit weniger als sechs Fällen pro Jahr 
beträgt die Mortalitätsrate hingegen 
mehr als 10 Prozent. In der Schweiz gab 
es im Jahr 2013 nicht weniger als 17 
Spitäler, die einen bis fünf solcher Ein-
griffe vornahmen. Ein Strukturwandel im 
Spitalwesen ist nicht nur aus finanziel-
len Gründen angezeigt, sondern könnte 
auch zur Qualitätssteigerung beitragen. 


